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Vernehmlassungsverfahren 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Pa.Iv. 11.431. Rehabilitierung administrativ versorgter Menschen 
Von Vormundschaftsbehörden verfügte Einweisungen in Anstalten vor allem 
Jugendlicher aufgrund von Tatbeständen wie «Arbeitsscheue», «lasterhaftem Lebens-
wandel» oder «Liederlichkeit» waren in der Schweiz lange Zeit gängig. Da in 
der Regel Verwaltungsbehörden für die Einweisungen zuständig waren, wird von  
«administrativen Versorgungen» gesprochen. Die damalige Rechtslage und Praxis 
führte aus heutiger Sicht dazu, dass den betroffenen Personen teils massives Unrecht 
widerfuhr. Die Kommission möchte ihrem Rat beantragen, dieses Unrecht als sol-
ches zu anerkennen und mit dem Erlass eines Bundesgesetzes einen Beitrag zur 
moralischen Wiedergutmachung zu leisten. 

Vernehmlassungsfrist: 22. Februar 2013 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei: 
Bundesamt für Justiz, Bundesrain 20, 3003 Bern, Telefon 031 322 41 37, 
Fax 031 322 84 01, www.bj.admin.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 
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